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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 15. Juli 1998 (BStBl I S. 630), 
der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 8. November 2007 (BStBl I S. 778) geändert 
worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 
 
1. Nach Nummer 8.9 der Regelung zu § 30 werden folgende Nummern 8.10 und 8.11 

angefügt: 
 
„8.10. § 30 Abs. 4 Nr. 5 gestattet die Offenbarung der Verhältnisse eines anderen 

zur Verfolgung von 
 

• Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§ 113 Abs. 1 StGB), 
• Verstrickungsbrüchen (§ 136 Abs. 1 StGB), 
• Siegelbrüchen (§ 136 Abs. 2 StGB) oder 
• Vereitelung der Vollstreckung (§ 288 StGB)  
 
im Besteuerungsverfahren durch die Finanzbehörden gegenüber Gerichten 
oder Strafverfolgungsbehörden. Das zwingende öffentliche Interesse an der 
Offenbarung folgt daraus, dass sich die strafrechtlich relevanten Handlungen 
gegen die Gesetzmäßigkeit des Steuerverfahrens als Ganzes - Steuererhebung 
und Steuerverstrickung - richten. 
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§§ 283 bis 283c StGB oder zu Insolvenzverschleppungsstraftaten (§ 84 Abs. 1 
Nr. 2 GmbHG, § 401 Abs. 1 Nr. 2 AktG, §§ 130b, 177a HGB) vor, die sie im 
Besteuerungsverfahren erlangt haben, so ist eine Offenbarung dieser Erkenntnisse 
an die Strafverfolgungsbehörden nach § 30 Abs. 4 Nr. 5 AO zulässig.“ 

 
2. Die Regelung zu § 89 wird wie folgt gefasst: 
 

„Zu § 89 - Beratung, Auskunft 

Inhaltsverzeichnis 
1.  Beratung des Steuerpflichtigen 
2.  Auskünfte nach § 89 Abs. 1 Satz 2 
3.  Verbindliche Auskünfte nach § 89 Abs. 2 
3.1 Allgemeines 
3.2 Antragsteller 
3.3  Zuständigkeit für die Erteilung verbindlicher Auskünfte 
3.4  Form, Inhalt und Voraussetzungen des Antrags auf Erteilung einer verbindlichen 

Auskunft 
3. 5 Erteilung einer verbindlichen Auskunft 
3.6  Bindungswirkung einer verbindlichen Auskunft 
3.7  Rechtsbehelfsmöglichkeiten 
4.  Gebühren für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung einer verbindlichen 

Auskunft (§ 89 Abs. 3 - 5) 
4.1 Gebührenpflicht 
4.2  Gegenstandswert 
4.3 Zeitgebühr 
4.4 Gebührenfestsetzung 
4.5 Ermäßigung der Gebühr 
5.  Anwendung der StAuskV 
 

1.  Beratung des Steuerpflichtigen 

1.1 In § 89 Abs. 1 Satz 1 sind Erklärungen und Anträge gemeint, die sich bei dem 
gegebenen Sachverhalt aufdrängen. Im Übrigen ist es Sache des Steuerpflichtigen, sich 
über die Antragsmöglichkeiten zu unterrichten, ggf. durch Rückfrage beim Finanzamt 
(§ 89 Abs. 1 Satz 2). Die Finanzämter wären überfordert, wenn sie darauf zu achten hätten, 
ob der Steuerpflichtige jede sich ihm bietende Möglichkeit, Steuern zu sparen, ausgenutzt 
hat (BFH-Urteil vom 22. 1. 1960 - VI 175/59 U - BStBl III S. 178). 

1.2 Kann bei einem eindeutigen Verstoß der Finanzbehörden gegen die Fürsorgepflicht 
nach § 89 Abs. 1 Satz 1 dem Steuerpflichtigen nicht durch Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (§ 110) oder durch Änderung des bestandskräftigen Steuerbescheides nach 
§ 173 Abs. 1 Nr. 2 geholfen werden, so kann es geboten sein, die zu Unrecht festgesetzte 
Steuer wegen sachlicher Unbilligkeit (§ 227) zu erlassen. 
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In § 89 Abs. 1 Satz 2 sind Auskünfte über das Verfahren (z.B. Fristberechnung, Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand, Aussetzung der Vollziehung) gemeint. Die Erteilung von 
Auskünften materieller Art ist den Finanzbehörden gestattet; hierauf besteht jedoch kein 
Anspruch. 

3.  Verbindliche Auskünfte nach § 89 Abs. 2 

3.1 Allgemeines 

Die Finanzämter und das Bundeszentralamt für Steuern können unter den Voraussetzungen 
des § 89 Abs. 2 Satz 1 und der StAuskV auf Antrag verbindliche Auskünfte über die steu-
erliche Beurteilung von genau bestimmten, noch nicht verwirklichten Sachverhalten er-
teilen, wenn daran im Hinblick auf die erheblichen steuerlichen Auswirkungen ein beson-
deres Interesse besteht. 

3.2 Antragsteller 

3.2.1 Antragsteller einer verbindlichen Auskunft im Sinne des § 89 Abs. 2 (und zugleich 
Gebührenschuldner im Sinne des § 89 Abs. 3 bis 5) ist derjenige, in dessen Namen der 
Antrag gestellt wird. Zur Antragstellung durch Personenmehrheiten vgl. § 1 Abs. 2 
StAuskV. Antragsteller und Steuerpflichtiger müssen nicht identisch sein. 

3.2.2 Antragsteller und Steuerpflichtiger sind in der Regel identisch, wenn der Steuer-
pflichtige, dessen künftige Besteuerung Gegenstand der verbindlichen Auskunft sein soll, 
bei Antragstellung bereits existiert. Eine dritte Person hat in diesen Fällen im Regelfall 
kein eigenes berechtigtes Interesse an einer Auskunftserteilung hinsichtlich der Besteu-
erung eines anderen, bereits existierenden Steuerpflichtigen. 

3.2.3 Existiert der Steuerpflichtige bei Antragstellung noch nicht, kann bei berechtigtem 
Interesse auch ein Dritter Antragsteller sein (§ 1 Abs. 3 StAuskV). Berechtigte/r Antrag-
steller einer verbindlichen Auskunft über die künftige Besteuerung einer noch nicht exis-
tierenden Kapitalgesellschaft kann die Person / können die Personen gemeinsam sein, die 
diese Kapitalgesellschaft gründen und dann (gemeinsam) zu mindestens 50 % an der 
Gesellschaft beteiligt sein will/wollen. Entsprechendes gilt für Auskunftsanträge einer 
Vorgründungsgesellschaft. Die einem Dritten wegen seines berechtigten Interesses erteilte 
verbindliche Auskunft entfaltet gegenüber dem künftigen Steuerpflichtigen auch dann 
Bindungswirkung, wenn die tatsächlichen Beteiligungsverhältnisse bei Verwirklichung des 
Sachverhalts von den bei Antragstellung geplanten Beteiligungsverhältnissen abweichen, 
soweit die Beteiligungsverhältnisse für die steuerrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung 
sind. 

3.2.4 § 1 Abs. 3 StAuskV geht der Regelung in § 1 Abs. 2 StAuskV als lex specialis vor. 
Deshalb muss ein Auskunftsantrag für eine noch zu gründende Kapitalgesellschaft oder 
Personengesellschaft nicht von allen künftigen Gesellschaftern gemeinsam gestellt werden. 
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Nach § 89 Abs. 2 Satz 2 ist das Finanzamt für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft 
zuständig, das bei Verwirklichung des dem Antrag zugrunde liegenden Sachverhalts für 
die Besteuerung örtlich zuständig sein würde. Abweichend hiervon ist allerdings bei An-
tragstellern, für die im Zeitpunkt der Antragstellung nach §§ 18 bis 21 kein Finanzamt 
zuständig ist, auf dem Gebiet der Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag 
des Bundes verwaltet werden, nach § 89 Abs. 2 Satz 3 das Bundeszentralamt für Steuern 
für die Auskunftserteilung zuständig.  

3.3.1  Zuständigkeit des Bundeszentralamts für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 AO  

3.3.1.1 Die Sonderregelung des § 89 Abs. 2 Satz 3 geht der allgemeinen Regelung in 
§ 89 Abs. 2 Satz 2 vor. Sie gilt allerdings nur für Steuern, die von den Landesfinanzbe-
hörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden. Für andere von den Finanzämtern ver-
waltete Steuern sowie für die Gewerbesteuermessbetragsfestsetzung kann das Bundes-
zentralamt für Steuern auch dann keine verbindliche Auskunft erteilen, wenn im Zeitpunkt 
der Antragstellung nach §§ 18 bis 21 kein Finanzamt für die Besteuerung des Antragstel-
lers zuständig ist. 

3.3.1.2 § 89 Abs. 2 Satz 3 stellt auf die aktuellen Verhältnisse des Antragstellers im 
Zeitpunkt der Antragstellung ab, während § 89 Abs. 2 Satz 2 auf künftige (geplante) Ver-
hältnisse des Steuerpflichtigen (d.h. der Person, deren künftige Besteuerung Gegenstand 
der verbindlichen Auskunft ist) abstellt.  

3.3.1.3 § 89 Abs. 2 Satz 3 ist für jede Steuerart gesondert anzuwenden. Bei einem An-
tragsteller, für den im Zeitpunkt der Antragstellung ein Finanzamt für eine von den 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltete Steuer zuständig ist, ist das 
Bundeszentralamt für Steuern für die Auskunftserteilung nur hinsichtlich solcher von den 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern zuständig, für die im 
Zeitpunkt der Antragstellung noch kein Finanzamt zuständig ist. 

3.3.1.4 Beispiel: 
Die im Ausland ansässige natürliche Person A unterliegt im Zeitpunkt der Antragstellung 
im Inland nur der Umsatzsteuer. Für die Umsatzbesteuerung des A ist in diesem Zeitpunkt 
nach § 21 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. der UStZustV das Finanzamt U zuständig. A beantragt eine 
verbindliche Auskunft nach § 89 Abs. 2 Satz 1 über Einkommen- und Umsatzsteuer. 

  Für die verbindliche Auskunft über Einkommensteuer ist nach § 89 Abs. 2 Satz 3 das 
Bundeszentralamt für Steuern zuständig.  

  Für die verbindliche Auskunft über Umsatzsteuer ist nach § 89 Abs. 2 Satz 2 das 
Finanzamt zuständig, das bei Verwirklichung des vorgetragenen Sachverhalts nach 
§ 21 (ggf. i.V.m. der UStZustV) für die Umsatzbesteuerung des A örtlich zuständig 
sein würde.  
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tragsteller im Inland bereits bei einem Finanzamt geführt wird. Entscheidend ist, ob nach 
den Verhältnissen zum Zeitpunkt der Antragstellung ein Finanzamt örtlich zuständig ist, 
d.h. ob vom Antragsteller bereits steuerrelevante Sachverhalte im Inland verwirklicht 
wurden. Unerheblich ist, ob das örtlich zuständige Finanzamt hiervon bereits Kenntnis hat 
bzw. ob es bereits ein Besteuerungsverfahren durchgeführt hat. 

3.3.1.6 Das Bundeszentralamt für Steuern kann unter den Voraussetzungen des § 89 
Abs. 2 Satz 3 auch dann eine verbindliche Auskunft erteilen, wenn der Ort, an dem der 
vorgetragene Sachverhalt im Inland verwirklicht werden soll, noch nicht feststeht. 

3.3.1.7 Betrifft eine verbindliche Auskunft mehrere Steuerarten und sind hierfür zum 
Teil das Bundeszentralamt für Steuern und im Übrigen ein oder mehrere Finanzämter 
zuständig, sollen sich die beteiligten Finanzbehörden untereinander abstimmen, um 
widersprüchliche verbindliche Auskünfte zu vermeiden. 

3.3.2 Zuständigkeit eines Finanzamts nach § 89 Abs. 2 Satz 2  

3.3.2.1 Die Zuständigkeitsregelung des § 89 Abs. 2 Satz 2 gilt bei den von den 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern nur, soweit nicht das 
Bundeszentralamt für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 zuständig ist (vgl. Nr. 3.3.1). Für 
andere von den Finanzämtern verwaltete Steuern sowie für die Gewerbesteuermessbe-
tragsfestsetzung richtet sich die Zuständigkeit für die Erteilung einer verbindlichen Aus-
kunft immer nach § 89 Abs. 2 Satz 2. 

3.3.2.2 Die Zuständigkeit nach § 89 Abs. 2 Satz 2 knüpft an die künftigen steuerlichen 
Verhältnisse des Steuerpflichtigen bei Verwirklichung des Sachverhaltes an. Das hiernach 
für die Auskunftserteilung zuständige Finanzamt muss nicht mit dem Finanzamt identisch 
sein, das zum Zeitpunkt der Antragstellung für die Besteuerung des Steuerpflichtigen zu-
ständig ist. Wird eine verbindliche Auskunft berechtigterweise durch einen Dritten bean-
tragt (vgl. Nr. 3.2.3), ist ebenso unerheblich, welches Finanzamt für seine Besteuerung 
zuständig ist. 

3.3.2.3 Betrifft eine verbindliche Auskunft mehrere Steuerarten und sind hierfür je-
weils unterschiedliche Finanzämter nach § 89 Abs. 2 Satz 2 zuständig, soll eine Zuständig-
keitsvereinbarung nach § 27 herbeigeführt werden, wenn die unterschiedliche Zuständig-
keit weder für den Steuerpflichtigen noch für die Finanzbehörden zweckmäßig ist. Eine 
derartige Zuständigkeitsvereinbarung kann auch schon vor Verwirklichung des geplanten 
Sachverhaltes getroffen werden. Sofern keine Zuständigkeitsvereinbarung herbeigeführt 
werden kann, sollen sich die beteiligten Finanzämter untereinander abstimmen, um wider-
sprüchliche verbindliche Auskünfte zu vermeiden (vgl. Nr. 3.3.1.7). 
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chen Auskunft 

3.4.1 Der Antrag muss schriftlich gestellt werden und die in § 1 Abs. 1 StAuskV bezeich-
neten Angaben enthalten. Zusätzlich soll der Antragsteller nach § 89 Abs. 4 Satz 2 Anga-
ben zum Gegenstandswert der Auskunft machen. 

3.4.2 Im Auskunftsantrag ist der ernsthaft geplante und zum Zeitpunkt der Antragstellung 
noch nicht verwirklichte Sachverhalt ausführlich und vollständig darzulegen (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2 StAuskV). Es ist unschädlich, wenn bereits mit vorbereitenden Maßnahmen begon-
nen wurde, solange der dem Auskunftsantrag zugrunde gelegte Sachverhalt im Wesent-
lichen noch nicht verwirklicht wurde und noch anderweitige Dispositionen möglich sind. 

3.4.3 Der Antragsteller muss sein eigenes steuerliches Interesse darlegen (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 
StAuskV). Außer in den Fällen des § 1 Abs. 3 StAuskV ist ein Auskunftsantrag mit Wir-
kung für Dritte nicht zulässig. Denn eine dritte Person hat kein eigenes berechtigtes Inte-
resse an einer Auskunftserteilung hinsichtlich der Besteuerung eines anderen, bereits exis-
tierenden Steuerpflichtigen.  

3.4.4 Im Auskunftsantrag sind konkrete Rechtsfragen darzulegen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 
StAuskV). Es reicht nicht aus, allgemeine Fragen zu den bei Verwirklichung des geplanten 
Sachverhalts eintretenden steuerlichen Rechtsfragen darzulegen. 

3. 5 Erteilung einer verbindlichen Auskunft 

3.5.1 Der Auskunft ist der vom Antragsteller vorgetragene Sachverhalt zugrunde zu legen. 
Das Finanzamt ist nicht verpflichtet, eigens für die zu erteilende Auskunft Ermittlungen 
durchzuführen, es soll aber dem Antragsteller Gelegenheit zum ergänzenden Sachvortrag 
geben, wenn dadurch eine Entscheidung in der Sache ermöglicht werden kann. Die Ertei-
lung einer verbindlichen Auskunft für alternative Gestaltungsvarianten ist nicht zulässig. 

3.5.2 Die Erteilung einer verbindlichen Auskunft ist ausgeschlossen, wenn der Sachverhalt 
im Wesentlichen bereits verwirklicht ist. Über Rechtsfragen, die sich aus einem bereits 
abgeschlossenen Sachverhalt ergeben, ist ausschließlich im Rahmen des Veranlagungs- 
oder Feststellungsverfahrens zu entscheiden. Das gilt auch, wenn der Sachverhalt zwar erst 
nach Antragstellung, aber vor der Entscheidung über den Antrag verwirklicht wird. 

3.5.3 Eine Auskunft kann auch erteilt werden, wenn der Antragsteller eine Auskunft für 
die ernsthaft geplante Umgestaltung eines bereits vorliegenden Sachverhalts begehrt. Das 
gilt insbesondere bei Sachverhalten, die wesentliche Auswirkungen in die Zukunft haben 
(z.B. Dauersachverhalte). Bei Dauersachverhalten richtet sich das zeitliche Ausmaß der 
Bindungswirkung nach dem Auskunftsantrag, soweit die Finanzbehörde nicht aus mate-
riell-rechtlichen Gründen von den zeitlichen Vorstellungen des Antragstellers abweicht 
(z.B. wegen Verlängerung oder Verkürzung des Abschreibungszeitraumes) und deshalb 
ihre Auskunft für einen anderen Zeitraum erteilt. 
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Erzielung eines Steuervorteils im Vordergrund steht (z.B. Prüfung von Steuersparmodel-
len, Feststellung der Grenzpunkte für das Handeln eines ordentlichen Geschäftsleiters). Die 
Befugnis, nach pflichtgemäßem Ermessen auch in anderen Fällen die Erteilung verbind-
licher Auskünfte abzulehnen, bleibt unberührt (z.B. wenn zu dem Rechtsproblem eine 
gesetzliche Regelung, eine höchstrichterliche Entscheidung oder eine Verwaltungsan-
weisung in absehbarer Zeit zu erwarten ist). 

3.5.5 Anders als die frühere Auskunft mit Bindungswirkung nach Treu und Glauben ist die 
verbindliche Auskunft nach § 89 Abs. 2 ein Verwaltungsakt. Die verbindliche Auskunft 
(auch wenn sie nicht der Rechtsauffassung des Antragstellers entspricht) und die Ableh-
nung der Erteilung einer verbindlichen Auskunft sind schriftlich zu erteilen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Bekanntgabe richtet sich nach § 122 und den 
Regelungen zu § 122. In den Fällen des § 1 Abs. 2 StAuskV ist die Auskunft allen 
Beteiligten gegenüber einheitlich zu erteilen und dem von ihnen bestellten Empfangs-
bevollmächtigten bekannt zu geben.  

3.5.6  Die verbindliche Auskunft hat zu enthalten 

- den ihr zugrunde gelegten Sachverhalt; dabei kann auf den im Antrag dargestellten 
Sachverhalt Bezug genommen werden, 

- die Entscheidung über den Antrag, die zugrunde gelegten Rechtsvorschriften und die 
dafür maßgebenden Gründe; dabei kann auf die im Antrag dargelegten Rechtsvor-
schriften und Gründe Bezug genommen werden, 

- eine Angabe darüber, für welche Steuern und für welchen Zeitraum die verbindliche 
Auskunft gilt. 

3.5.7 Ist vor einer Entscheidung über die Erteilung einer verbindlichen Auskunft die Anhö-
rung eines Beteiligten oder die Mitwirkung einer anderen Behörde oder eines Ausschusses 
vorgesehen, so darf die verbindliche Auskunft erst nach Anhörung der Beteiligten oder 
nach Mitwirkung dieser Behörde oder des Ausschusses erteilt werden. 

3.6  Bindungswirkung einer verbindlichen Auskunft 

3.6.1 Die von der nach § 89 Abs. 2 Satz 2 und 3 zuständigen Finanzbehörde erteilte ver-
bindliche Auskunft ist für die Besteuerung des Antragstellers nur dann bindend, wenn der 
später verwirklichte Sachverhalt von dem der Auskunft zugrunde gelegten Sachverhalt 
nicht oder nur unwesentlich abweicht (§ 2 Abs. 1 Satz 1 StAuskV). Die Bindungswirkung 
tritt daher nicht ein, wenn der tatsächlich verwirklichte Sachverhalt mit dem bei der Bean-
tragung der verbindlichen Auskunft vorgetragenen Sachverhalt in wesentlichen Punkten 
nicht übereinstimmt. Eine vom Bundeszentralamt für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 
rechtmäßig erteilte verbindliche Auskunft bindet auch das Finanzamt, das bei Verwirk-
lichung des der Auskunft zugrunde liegenden Sachverhalts zuständig ist. 
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den Rechtsnachfolger über. Bei Einzelrechtsnachfolge erlischt die Bindungswirkung. Die 
Bindungswirkung tritt daher nicht ein, wenn der Sachverhalt nicht durch den Antragsteller, 
sondern durch einen Dritten verwirklicht wurde, der nicht Gesamtrechtsnachfolger des 
Antragstellers ist. 

3.6.3 Ist die verbindliche Auskunft zuungunsten des Steuerpflichtigen rechtswidrig, tritt 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 StAuskV keine Bindungswirkung ein. In diesem Fall ist die Steuer 
nach Maßgabe der Gesetze und den  in diesem Zeitpunkt geltenden Verwaltungsanwei-
sungen zutreffend festzusetzen. Die Frage, ob sich die (rechtswidrige) verbindliche Aus-
kunft zuungunsten des Steuerpflichtigen auswirkt, ist durch einen Vergleich zwischen 
zugesagter und rechtmäßiger Behandlung zu beantworten und kann sich nur auf die kon-
kret erteilte Auskunft beziehen.  

3.6.4 Die Bindungswirkung der verbindlichen Auskunft entfällt nach § 2 Abs. 2 StAuskV 
ohne Zutun der zuständigen Finanzbehörde ab dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvor-
schriften, auf denen die Auskunft beruht, aufgehoben oder geändert werden. Wird die 
verbindliche Auskunft in diesem Fall zur Klarstellung aufgehoben, hat dies nur dekla-
ratorische Wirkung. 

3.6.5 Eine verbindliche Auskunft nach § 89 Abs. 2 kann unter den Voraussetzungen der 
§§ 129 - 131 berichtigt, zurückgenommen und widerrufen werden. Die Korrektur einer 
verbindlichen Auskunft mit Wirkung für die Vergangenheit kommt danach insbesondere in 
Betracht, wenn  

- die Auskunft durch unlautere Mittel wie arglistige Täuschung, Drohung oder 
Bestechung erwirkt worden ist oder 

- die Rechtswidrigkeit der Auskunft dem Begünstigten bekannt oder infolge grober 
Fahrlässigkeit nicht bekannt war. 

Ist die verbindliche Auskunft von einer sachlich oder örtlich unzuständigen Behörde 
erlassen worden, entfaltet sie von vornherein keine Bindungswirkung.  

3.6.6 Über die Fälle der §§ 129 - 131 hinaus kann eine verbindliche Auskunft nach § 2 
Abs. 3 StAuskV auch mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben oder geändert werden, 
wenn sich herausstellt, dass die erteilte Auskunft unrichtig war.  

Eine verbindliche Auskunft ist materiell rechtswidrig und damit rechtswidrig im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 StAuskV, wenn sie ohne Rechtsgrundlage oder unter Verstoß gegen materielle 
Rechtsnormen erlassen wurde oder ermessensfehlerhaft ist. Für die Beurteilung der Recht-
mäßigkeit oder Rechtswidrigkeit kommt es auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens, also 
der Bekanntgabe der verbindlichen Auskunft an. 
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bisherige Rechtsauffassung nur richtig stellt, also die von Anfang an bestehende Rechts-
lage klarstellt. Daher ist eine verbindliche Auskunft von vornherein unrichtig im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 StAuskV, wenn sie von einem nach ihrer Bekanntgabe ergangenen FG- oder 
BFH-Urteil oder einer später ergangenen Verwaltungsanweisung abweicht. Sie ist nicht 
unrichtig geworden, ihre Unrichtigkeit wurde lediglich erst nachträglich erkannt. 

Die Aufhebung oder Änderung nach § 2 Abs. 3 StAuskV steht im Ermessen der Finanz-
behörde. Eine Aufhebung oder Änderung mit Wirkung für die Zukunft ist z. B. sachge-
recht, wenn sich die steuerrechtliche Beurteilung des der verbindlichen Auskunft zugrunde 
gelegten Sachverhalts durch die Rechtsprechung oder durch eine Verwaltungsanweisung 
zum Nachteil des Steuerpflichtigen geändert hat.  

Dem Vertrauensschutz wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aufhebung oder Ände-
rung nur mit Wirkung für die Zukunft erfolgen darf. War der Sachverhalt im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe der Aufhebung oder Änderung bereits im Wesentlichen verwirklicht, bleibt 
die Bindungswirkung bestehen, wenn der später verwirklichte Sachverhalt von dem der 
Auskunft zugrunde gelegten Sachverhalt nicht oder nur unwesentlich abweicht. 

3.6.7 Der Steuerpflichtige ist vor einer Korrektur der verbindlichen Auskunft zu hören 
(§ 91 Abs. 1). 

3.6.8 Im Einzelfall kann es aus Billigkeitsgründen gerechtfertigt sein, von einem Widerruf 
der verbindlichen Auskunft abzusehen oder die Wirkung des Widerrufs zu einem späteren 
Zeitpunkt eintreten zu lassen. Eine solche Billigkeitsmaßnahme wird in der Regel jedoch 
nur dann geboten sein, wenn sich der Steuerpflichtige nicht mehr ohne erheblichen Auf-
wand bzw. unter beträchtlichen Schwierigkeiten von den im Vertrauen auf die Auskunft 
getroffenen Dispositionen oder eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen zu lösen 
vermag.  

3.6.9 Die Regelungen in Nrn. 3.6.1 bis 3.6.8 gelten in den Fällen des § 1 Abs. 3 StAuskV 
für die Person, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die den Sachverhalt verwirk-
licht hat, entsprechend. 

3.7  Rechtsbehelfsmöglichkeiten 

Gegen die erteilte verbindliche Auskunft wie auch gegen die Ablehnung der Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft ist der Einspruch gegeben (§ 347). 
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Auskunft (§ 89 Abs. 3 - 5) 

4.1 Gebührenpflicht 

4.1.1 Die Gebührenpflicht nach § 89 Abs. 3 gilt für die Bearbeitung von Anträgen auf 
Erteilung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 Abs. 2, die nach dem 18. 12. 2006 bei 
der zuständigen Finanzbehörde eingegangen sind.  

4.1.2 Gebühren sind nicht nur zu erheben, wenn die beantragte Auskunft erteilt wird. § 89 
Abs. 3 Satz 1 ordnet eine Gebührenpflicht für die Bearbeitung eines Auskunftsantrags an. 
Gebühren sind daher grundsätzlich auch dann zu entrichten, wenn die Finanzbehörde in 
ihrer verbindlichen Auskunft eine andere Rechtsauffassung als der Antragsteller vertritt, 
wenn sie die Erteilung einer verbindlichen Auskunft ablehnt oder wenn der Antrag zurück-
genommen wird. Zur Möglichkeit einer Gebührenermäßigung siehe Nr. 4.5. 

4.1.3 Die Gebühr wird für jeden Antrag auf verbindliche Auskunft festgesetzt. Es handelt 
sich jeweils um einen Antrag, soweit sich die rechtliche Beurteilung eines Sachverhalts auf 
einen Steuerpflichtigen bezieht. Dieser Sachverhalt kann sich auf mehrere Steuerarten 
auswirken. In den Fällen des § 1 Abs. 2 StAuskV gelten die Gesellschafter und die 
Gesellschaft bei der Gebührenberechnung als ein Steuerpflichtiger. In Umwandlungsfällen 
ist jeder abgebende, übernehmende oder entstehende Rechtsträger eigenständig zu beur-
teilen. 

4.1.4 Die Gebührenpflicht gilt nicht für Anträge auf verbindliche Zusagen auf Grund einer 
Außenprüfung nach §§ 204 ff. oder für Lohnsteueranrufungsauskünfte nach § 42e EStG. 
Sie gilt auch nicht für Anfragen, die keine verbindliche Auskunft des Finanzamts im Sinne 
des § 89 Abs. 2 zum Ziel haben. 

4.2  Gegenstandswert 

4.2.1 Die Gebühr richtet sich grundsätzlich nach dem Wert, den die Auskunft für den An-
tragsteller hat (Gegenstandswert; § 89 Abs. 4 Satz 1).  

4.2.2 Maßgebend für die Bestimmung des Gegenstandswerts ist die steuerliche Auswir-
kung des vom Antragsteller dargelegten Sachverhalts. Die steuerliche Auswirkung ist in 
der Weise zu ermitteln, dass der Steuerbetrag, der bei Anwendung der vom Antragsteller 
vorgetragenen Rechtsauffassung entstehen würde, dem Steuerbetrag gegenüberzustellen 
ist, der entstehen würde, wenn die Finanzbehörde eine entgegen gesetzte Rechtsauffassung 
vertreten würde.  

4.2.3 Bei Dauersachverhalten ist auf die durchschnittliche steuerliche Auswirkung eines 
Jahres abzustellen (vgl. auch Nr. 3.5.3).  



 
Seite 11  4.2.4 Der Gegenstandswert beträgt mindestens 5.000 Euro und ist in analoger Anwendung 

des § 39 Abs. 2 GKG auf 30 Mio. Euro begrenzt. Die Gebühr beträgt mindestens 121 Euro 
und höchstens 91.456 Euro. 

4.2.5 Der Antragsteller soll den Gegenstandswert und die für seine Bestimmung maßgebli-
chen Umstände bereits in seinem Auskunftsantrag darlegen (§ 89 Abs. 4 Satz 2). Diese 
Darlegung erfordert schlüssige und nachvollziehbare Angaben; fehlen derartige Angaben 
oder sind sie unzureichend, ist der Antragsteller hierauf hinzuweisen und um entspre-
chende Ergänzung seines Antrags oder um Erläuterung zu bitten, warum er keine Angaben 
machen kann. 

4.2.6 Den Angaben des Antragstellers ist im Regelfall zu folgen. Eine Ermittlung des 
Gegenstandwerts durch das Finanzamt ist nur dann geboten, wenn der Antragsteller keine 
Angaben machen kann oder wenn seine Angaben zu einem offensichtlich unzutreffenden 
Ergebnis führen würden (§ 89 Abs. 4 Satz 3).  

4.2.7 Will das Finanzamt von dem erklärten Gegenstandswert abweichen oder konnte der 
Antragsteller keine Angaben zum Gegenstandswert machen, ist dem Antragsteller vor Er-
lass des Gebührenbescheids rechtliches Gehör (§ 91) zu gewähren. Die Bearbeitung des 
Auskunftsantrags soll bis zum Eingang der Stellungnahme des Antragstellers, höchstens 
aber bis zum Ablauf der (regelmäßig einmonatigen) Frist zur Stellungnahme zurückgestellt 
werden. 

4.3 Zeitgebühr 

4.3.1 Beziffert der Antragsteller den Gegenstandswert nicht und ist der Gegenstandswert 
auch nicht durch Schätzung bestimmbar, ist eine Zeitgebühr zu berechnen (§ 89 Abs. 4 
Satz 4). Die Zeitgebühr beträgt 50 Euro je angefangene halbe Stunde Bearbeitungszeit, 
mindestens 100 Euro (§ 89 Abs. 4 Satz 4). 

4.3.2 Wird eine solche Zeitgebühr erhoben, ist der zeitliche Aufwand für die Bearbeitung 
des Antrags auf verbindliche Auskunft zu dokumentieren. Zur Bearbeitungszeit rechnen 
nur die Zeiten, in denen der vorgetragene Sachverhalt ermittelt und dessen rechtliche 
Würdigung geprüft wurde. Waren vorgesetzte Finanzbehörden wegen der besonderen 
Bedeutung des Einzelfalls oder der grundsätzlichen Bedeutung entscheidungserheblicher 
Rechtsfragen hinzuzuziehen, ist die dortige Bearbeitungszeit ebenfalls zu berücksichtigen, 
soweit sie dem konkreten Auskunftsantrag individuell zuzuordnen ist. 

4.4 Gebührenfestsetzung 

4.4.1 Die Gebühr ist durch schriftlichen Bescheid gegenüber dem Antragsteller festzuset-
zen; Bekanntgabevollmachten sind zu beachten. Der Antragsteller hat die Gebühr inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids zu entrichten (§ 89 Abs. 3 Satz 2).  
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(vgl. im Einzelnen Nr. 3 des AEAO zu § 1). Die Gebührenfestsetzung kann nach §§ 129 
bis 131 korrigiert werden. Gegen die Gebührenfestsetzung ist der Einspruch gegeben 
(§ 347). 

4.4.2 Die Entscheidung über den Antrag auf verbindliche Auskunft soll bis zur Zahlung 
der Gebühr zurückgestellt werden, wenn der Zahlungseingang nicht gesichert erscheint. In 
derartigen Fällen ist im Gebührenbescheid darauf hinzuweisen, dass über den Antrag auf 
Erteilung einer verbindlichen Auskunft erst nach Zahlungseingang entschieden wird.  

4.5 Ermäßigung der Gebühr 

4.5.1 Die Gebühr nach § 89 Abs. 3 bis 5 entsteht auch für die Bearbeitung eines Antrags 
auf verbindliche Auskunft, der die formalen Voraussetzungen nicht erfüllt (Beispiel: der 
Antrag beinhaltet keine ausführliche Darlegung des Rechtsproblems oder keine eingehende 
Begründung des Rechtsstandpunkts des Antragstellers). Vor einer Ablehnung eines An-
trags aus formalen Gründen hat die Finanzbehörde den Antragsteller auf diese Mängel und 
auf die Möglichkeit der Ergänzung oder Rücknahme des Antrags hinzuweisen.  

4.5.2 Wird ein Antrag vor Bekanntgabe der Entscheidung über den Antrag auf verbind-
liche Auskunft zurückgenommen, kann die Gebühr ermäßigt werden (§ 89 Abs. 3 Satz 4). 
Hierbei ist wie folgt zu verfahren: 

- Hat die Finanzbehörde noch nicht mit der Bearbeitung des Antrags begonnen, ist die 
Gebühr auf Null zu ermäßigen. In diesem Fall kann aus Vereinfachungsgründen 
bereits von der Erteilung eines Gebührenbescheides abgesehen werden. 

- Hat die Finanzbehörde bereits mit der Bearbeitung des Antrags begonnen, ist der bis 
zur Rücknahme des Antrags angefallene Bearbeitungsaufwand angemessen zu 
berücksichtigen und die Gebühr anteilig zu ermäßigen. 

5. Anwendung der StAuskV 

Die StAuskV gilt für alle verbindlichen Auskünfte, die ab Inkrafttreten des § 89 Abs. 2 
(12.9.2006) erteilt worden sind. Für Auskünfte mit Bindungswirkung nach Treu und 
Glauben, die bis zum 11.9.2006 erteilt worden sind, sind die Regelungen in Nummer 4 und 
5 des BMF-Schreibens vom 29. Dezember 2003 - IV A 4 - S 0430 - 7/03 - (BStBl I 2003 
S. 742) weiter anzuwenden.“ 

 
3. Der Nummer 2.4 der Regelung zu § 175 - Einkommensteuer - §§ 26 bis 26 b EStG - wird 

folgender Satz angefügt: 
 
 „Zur Verzinsung siehe Nr. 10.2.1 zu § 233a.“ 
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„10.2.1 Bei einem zulässigen Wechsel der Veranlagungsart (Zusammenveranlagung nach 

bereits erfolgter getrennter Veranlagung; getrennte Veranlagung nach bereits 
erfolgter Zusammenveranlagung) beruhen sowohl die Aufhebung des/der ur-
sprünglichen Bescheide(s) als auch der Erlass der/des neuen Bescheide(s) auf 
einem rückwirkenden Ereignis. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich um den 
antragstellenden Ehegatten oder den anderen Ehegatten handelt. Dass die verfah-
rensrechtliche Umsetzung des Wechsels der Veranlagungsart beim antragstel-
lenden Ehegatten nicht nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erfolgt, steht dem nicht 
entgegen. § 233a Abs. 2a findet sowohl bei der Aufhebung der ursprünglichen 
Veranlagung(en) als auch beim Erlass der/des neuen Steuerbescheide(s) für beide 
Ehegatten Anwendung.“ 

 
5. In Nummer 6 der Regelung zu § 350 wird Satz 2 gestrichen. 
 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

Im Auftrag 
Kraeusel  
 


